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Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2049 — in der 
aus der Anlage ersichtlichen Fasssung anzunehmen. 


Bonn, den 4. November 1964 
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Drucksache IV/ 27 16 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über Kapitalanlagegesellschaften 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Gösetz über Kapitalanlagegesellschaften vom 
16, April 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 378), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz zur Änderung des Bewer- 
tungsgesetzes vom 10. August 1963 (Bundesge- 
setzbl. I S. 676, 678), wird wie folgt geändert: 


In § 18 werden folgende neue Absätze 3 und 4 ein- 
gefügt: 

„(3) Kreditinstitute müssen bei dem Verkauf von 
Anteilscheinen, spätestens mit der Abrechnung, dem 
Kunden ein Merkblatt aushändigen, in dem die in 
Absatz 2 Satz 1 festgelegte Berechnung des Aus- 
gabepreises und die in den Vertragsbedingungen 
{§14 Abs. 3 Buchstabe g) vorgesehene Berechnung 
des Rücknahmepreises erläutert werden und darauf 
hingewiesen wird, daß als Rücknahmepreis ein für 
den Anteilinhaber günstigerer Preis gewährt wer- 
den kann, wenn es die Absatzlage für Anteilscheine 
erlaubt. Die Kapitalanlagegesellschaft ist verpflich- 
tet, den Kreditinstituten die in Satz 1 genannten 
Merkblätter zur Verfügung zu stellen. 

(4) Gibt die Kapitalanlagegesellschaft oder die 
Depotbank den Ausgabepreis bekannt, so ist sie 
verpflichtet, dabei auch den Preis bekanntzugeben, 
der bei der Rücknahme von jeweils höchstens hun- 
dert Anteilscheinen berechnet worden ist." 

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 5. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
der Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. IS. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf die Verkün- 
dung folgenden zweiten Monats in Kraft. 
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